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Dr. Christian Bürger, MSc / Dr. Michael Halmich, LL.M.
NÖ Landesverein für Erwachsenenschutz, Erwachsenenvertretung und Bewohnervertretung

Zur Anwendung des HeimAufG in Aufnahme-/
Erstversorgungseinheiten und Ambulanzen von
Krankenanstalten

Freiheitsbeschränkung im Ambulanzbereich. Das Heimaufenthaltsgesetz (HeimAufG) regelt die
Voraussetzungen und die Überprüfung von Freiheitsbeschränkungen in diversen Einrichtungen, in
denen Menschen gepflegt bzw betreut werden. Während das Gesetz in Pflege- und Betreuungs-
einrichtungen allen dort lebenden Menschen einen Schutz bietet, ist der Geltungsbereich im
Krankenhaus auf bestimmte Personen eingegrenzt. Inhalt dieses Beitrags ist die konkrete Frage, ob
das HeimAufG auf Personen anzuwenden ist, die in Aufnahme-/Erstversorgungseinheiten bzw
Ambulanzen von Krankenanstalten behandelt werden.

Geltungsbereich des HeimAufG in
Krankenanstalten
Entgegen der irreführenden Bezeichnung
des Gesetzes als „Heimaufenthaltsgesetz“

ist dieses grundsätzlich in allen Krankenan-
stalten anzuwenden. Eine wesentliche Aus-
nahme bilden Krankenanstalten oder Ab-
teilungen für Psychiatrie, in denen das Un-

terbringungsgesetz zur Anwendung ge-
langt.

Während das HeimAufG in Pflege-
und Betreuungseinrichtungen allen dort le-

HeimAufG, UbG & Sachwalterrecht



ÖZPR 3 | 2018 89

benden Personen Schutz bietet (einrich-
tungsbezogener Geltungsbereich),1 ist die
Anwendung des Gesetzes im Krankenhaus
auf bestimmte Patienten eingegrenzt. Der
Anwendungsbereich wird somit personen-
bezogen auf jene Personen begrenzt, die
„dort wegen ihrer psychischen Krankheit
oder geistigen Behinderung der ständigen
Pflege oder Betreuung bedürfen“ (§ 2 Abs 1
HeimAufG).

In Krankenanstalten gilt das
HeimAufG „personenbezo-
gen“ nur für psychisch/kog-
nitiv beeinträchtigte Patien-
ten mit Pflege-/Betreuungs-
bedürftigkeit.

Unter der Wortwendung „ständige Pflege
und Betreuung“ versteht das HeimAufG
eine voraussichtlich auf Dauer oder unbe-
stimmte Zeit erforderliche Pflege- oder Be-
treuungsbedürftigkeit. In diesem Zusam-
menhang stellen die Gesetzesmaterialien
klar, dass hierbei wesentlich ist, dass die
Pflege oder Betreuung nicht durch die dem
Patienten in der Krankenanstalt zukom-
mende medizinische Behandlung bedingt
ist.2 Nach dem Obersten Gerichtshof
(OGH) ist dies davon losgelöst – und somit
unabhängig vom Aufnahmegrund – zu be-
urteilen.3 Für die Prüfung der Anwendbar-
keit des HeimAufG im Einzelfall ist dem-
nach entscheidend, dass die ständige Pflege-
und Betreuungsbedürftigkeit eines Patien-
ten im ursächlichen Zusammenhang mit ei-
ner vorhandenen psychischen Erkrankung
oder geistigen Behinderung steht und eben
nicht aus der in der Krankenanstalt durch-
geführten Behandlung resultiert. Somit ist
maßgebliches Kriterium, ob bereits vor der
Aufnahme in die Krankenanstalt diese
Pflege- und Betreuungsbedürftigkeit be-
standen hat.4

In der unten abgebildeten Tabelle wird
ein vereinfachtes und praxisnahes Prü-
fungsschema zur Frage der Anwendbarkeit
des HeimAufG in Krankenanstalten darge-
stellt.5

Zum Begriff „Krankenanstalt“
Nach § 2 Krankenanstalten- und Kuranstal-
tengesetz (KAKuG) zählen als Krankenan-
stalten neben den Allgemeinen und Sonder-
krankenanstalten auch Pflegeanstalten für
chronisch Kranke, Sanatorien, selbständige
Ambulatorien und militärische Krankenan-
stalten. Nach dem OGH kann eine Ein-
schränkung des Anwendungsbereichs des
HeimAufG auf bestimmte Arten von Spi-
talsabteilungen weder dem Gesetz noch
den Materialien entnommen werden.6 Das
bedeutet, dass unserer Auffassung nach
grundsätzlich jede Abteilung einer Kran-
kenanstalt, somit auch Aufnahme-/Erstver-
sorgungseinheiten sowie Ambulanzen, vom
Gesetz erfasst sind.

Aufnahme-/Erstversor-
gungseinheiten und Ambu-
lanzen sind grundsätzlich
vom HeimAufG erfasst.

Aufnahme-/Erstversorgungseinhei-
ten, Ambulanzen
Nach § 6 KAKuG sind in österreichischen
Krankenanstalten unter anderem folgende
Arten der Betriebsformen möglich:
n zentrale Aufnahme- und Erstversor-

gungseinheiten,
n ambulante Erstversorgungseinheit

(Ambulanz).
Zentrale Aufnahme- und Erstversorgungs-
einheiten sind Einrichtungen mit unein-
geschränkter Betriebszeit, die aus einer
Erstversorgungsambulanz und einem Auf-
nahmebereich mit bewilligungspflichtigen
(systemisierten) Betten zur stationären Be-

obachtung von Patienten für längstens
24 Stunden bestehen. Das zulässige Leis-
tungsspektrum umfasst
n die Durchführung ambulanter Erstver-

sorgung von Akut- und Notfällen inklu-
sive basaler Unfallversorgung sowie

n Erstbegutachtung und erforderlichen-
falls Erstbehandlung sonstiger unge-
planter Zugänge samt Beurteilung des
weiteren Behandlungsbedarfs und

n Weiterleitung zur Folgebehandlung in
die dafür zuständige Fachstruktur in-
nerhalb oder außerhalb der jeweiligen
erstversorgenden Krankenanstalt im
stationären oder ambulanten Bereich,

n die kurze stationäre Behandlung oder
Beobachtung bis zu 24 Stunden sowie

n die organisatorische Übernahme unge-
planter stationärer Aufnahmen außer-
halb der Routine-Betriebszeiten (Nacht-
aufnahmen) mit Verlegung auf geeig-
nete Normalpflegebereiche bei Beginn
der Routinedienste (Tagdienst).

Ambulante Erstversorgungs-
einheiten können über eine
gewisse Anzahl sogenannter
„Funktionsbetten“ verfügen.

Dem gegenüber stehen ambulante Erstver-
sorgungseinheiten (= Ambulanzen). Sie
sind eingesetzt als interdisziplinäre Struk-
turen zur Erstbegutachtung und erforderli-
chenfalls Erstbehandlung samt Beurteilung
des weiteren Behandlungsbedarfs und er-
forderlichenfalls Weiterleitung der Patien-
ten in die erforderliche ambulante oder sta-
tionäre Versorgungsstruktur. Die ambu-
lante Erstversorgungseinheit kann über
eine angemessene Zahl von nicht bewilli-
gungspflichtigen Betten (Funktionsbetten)
verfügen, die für eine kurzfristige Unter-
bringung zur Durchführung ambulanter
diagnostischer und therapeutischer Maß-
nahmen unentbehrlich ist.

Anwendung des HeimAufG in diesen
Versorgungseinheiten?
Grundsätzlich kommt dem HeimAufG
auch in Aufnahme-/Erstversorgungseinhei-
ten und Ambulanzen nur eine personenbe-
zogene Geltung zu. Sofern die aufneh-
mende/ambulante Abteilung auch systemi-

MELDEPFLICHT FREIHEITSBESCHRÄNKENDER MASSNAHMEN IN KRANKENANSTALTEN AN
BEWOHNERVERTRETUNG LAUT HEIMAUFENTHALTSGESETZ (HeimAufG)

Patient war vor Aufnahme weitgehend selbständig in den Akti-
vitäten des täglichen Lebens und nicht auf ständige Pflege/Be-
treuung angewiesen.

Ü KEINE MELDEPFLICHT

Patient war bereits vor Aufnahme psychisch krank oder geistig
behindert (zB Demenz, Zustand nach Insult, Schizophrenie) und
deswegen auf ständige Pflege/Betreuung angewiesen (zB Mo-
bile Dienste, 24h-Pflege/Betreuung, Pflege durch Angehörige).

Ü MELDEPFLICHT

Patient gelangt während des Aufenthalts in einen finalen Zu-
stand dauernder psychischer Erkrankung oder geistiger Be-
hinderung, dermit einer voraussichtlich irreversiblen ständigen
Pflege- und Betreuungsbedürftigkeit einhergeht.

Ü MELDEPFLICHT

Tabelle

1RIS-Justiz RS0122132. 2RV 353 BlgNR 22. GP 7. 3OGH 3 Ob
246/06g. 4OGH 8 Ob 64/10k; siehe weiters Bürger, Zum An-
wendungsbereich des HeimAufG in Krankenanstalten, ÖZPR
2011/20, 22. 5 Bürger, Update zum Anwendungsbereich des
HeimAufG in Krankenanstalten, ÖZPR 2014/52, 84. 6OGH
3 Ob 246/06g.
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sierte Betten vorsieht, ist in Bezug auf die
Anwendung des HeimAufG kein wesentli-
cher Unterschied zu anderen bettenführen-
den Abteilungen zu erkennen. In der Praxis
zeigt sich vermehrt, dass in den Krankenan-
stalten sog Interdisziplinäre Aufnahmebe-
reiche geschaffen werden, denen auch eine
kleine Anzahl an systemisierten Betten an-
geschlossen ist. Hintergrund dafür ist viel-
fach, dass bei ungeplanten Aufnahmen au-
ßerhalb der Routine-Betriebszeiten (vor al-
lem Abend-/Nachtaufnahmen) verhindert
werden soll, dass die Patienten bereits auf
die zuständige bettenführende Abteilung
verlegt werden, sodass dort eine ungestörte
Nachtruhe stattfinden kann. Die Nacht der
Aufnahme wird demnach von den neu auf-
zunehmenden Patienten im interdisziplinä-
ren Aufnahmebereich verbracht.

Einschränkung des Anwen-
dungsbereichs auf Abteilun-
gen, auf denen ständige
Pflege/Betreuung stattfindet.

Für die Anwendbarkeit des HeimAufG im
aufnehmenden/ambulanten Bereich er-
scheint uns essenziell, ob dort auch stän-
dige Pflege oder Betreuung durch Spitals-
mitarbeiter vorgenommen wird. Auch die
parlamentarischen Erläuterungen zum Ge-
setz stellen beim Anwendungsbereich des
HeimAufG in Krankenanstalten nicht nur
darauf ab, ob ein Pflege-/Betreuungsbedarf
bei dieser Personengruppe besteht, sondern
auch darauf, ob diese Pflege-/Betreuungs-
leistungen tatsächlich erbracht werden.7 Zu-
dem spricht sich der Oberste Gerichtshof
auch dafür aus, dass ein solcher Patient
während eines Krankenhausaufenthalts
nicht den ihm außerhalb des Krankenhau-
ses in einer Einrichtung nach § 2 Abs 1
HeimAufG zukommenden besonderen
Schutz verlieren sollte. Denn – so die wei-
tere Argumentation – es wäre nicht einsich-
tig, weshalb Freiheitsbeschränkungen von
solchen Personen bei Betreuung in einer
Pflege-/Betreuungseinrichtung unter das
Gesetz fielen und – bei sonst ganz vergleich-

baren Umständen – in der Krankenanstal-
ten nicht.8

Insofern kann dem Willen des Gesetz-
gebers und der Rechtsprechung entnom-
men werden, dass der Geltungsbereich des
HeimAufG in Krankenanstalten teleolo-
gisch auf jene Abteilungen zu reduzieren
ist, auf denen ständige Pflege oder Betreu-
ung vorgesehen ist. Fraglich ist, ob Patien-
ten, die sich im aufnehmenden/ambulanten
Bereich befinden, dort auch für die Dauer
ihres Aufenthalts ständige Pflege und Be-
treuung erhalten können, wenn diese im
Zusammenhang mit einer psychischen/kog-
nitiven Beeinträchtigung notwendig ist.

Ausgehend davon, dass sich die Patien-
ten im aufnehmenden/ambulanten Bereich
in der Regel unbeaufsichtigt im Wartebe-
reich aufhalten und die Behandlung in der
Ambulanz eher von kurzer Dauer und dem-
nach nicht auf ständige Pflege oder Betreu-
ung ausgerichtet ist, sehen wir den Gel-
tungsbereich des Gesetzes in diesem Fall
tendenziell nicht vorliegend. Hinzu kommt,
dass betreuungsbedürftige Patienten oft-
mals mit Begleitpersonen die Ambulanz
aufsuchen und die von diesen Begleitperso-
nen allenfalls vorgenommene Betreuung je-
denfalls nicht der Krankenanstalt zugerech-
net werden kann. Sofern die Begleitperson
auch freiheitsbeschränkende Maßnahmen
vornimmt, wie bspw das ständige Zurück-
halten eines desorientierten demenzkran-
ken Patienten, unterliegen diese Maßnah-
men unserer Ansicht nach nicht dem Re-
gime des HeimAufG, sondern sind noch
der familiären Betreuung, die durch das
Grundrecht auf Achtung des Privat- und
Familienlebens (Art 8 EMRK) geschützt
ist, zuzuordnen.

Für den Fall, dass die ständige Beauf-
sichtigung und Betreuung im Ambulanz-/
Wartebereich bzw – bis zur Übernahme
auf der jeweiligen Spitalsabteilung – im sys-
temisierten Bettenbereich der Aufnahme-/
Erstversorgungseinheiten nicht durch pri-
vate Begleitpersonen, sondern durch Mitar-
beiter der Krankenanstalt erfolgt, wird von
uns die Anwendbarkeit des HeimAufG be-
jaht, da es keinen Unterschied machen

kann, an welcher Abteilung der Krankenan-
stalt die ständige Betreuung geleistet wird.9

Fazit für die Praxis
Werden somit Freiheitsbeschränkungen
wie etwa Fest- bzw Zurückhalten, Bettsei-
tenteile, Gurte oder sedierende Medika-
mente zur Abwehr krankheitsspezifischer
Gefahren bei psychisch/kognitiv beein-
trächtigten Personen, die zuvor bereits auf-
grund dessen ständiger Pflege und Betreu-
ung bedurft haben, durch das Kranken-
hauspersonal eingesetzt, so ist dies nur un-
ter Einhaltung der Vorgaben nach dem
HeimAufG zulässig. Diese sind die kor-
rekte Anordnung mit der Indikation der
unmittelbaren Gefahrenabwehr, Aufklä-
rung, Verständigung und Dokumentation
(§§ 4 bis 7 HeimAufG).

Jedoch ausgenommen vom Schutzbe-
reich des HeimAufG in Aufnahme-/Erst-
versorgungseinheiten und Ambulanzen
sind einerseits jene Personen, die zuvor kei-
nen ständigen Pflege- und Betreuungsbe-
darf aufgrund einer psychischen/kognitiven
Beeinträchtigung hatten, wie bspw Perso-
nen im akuten Verwirrtheitszustand (De-
lir), mit einem akuten Schlaganfall, nach ei-
nem epileptischen Anfall, einer aktuell erlit-
tenen Schädel-Hirn-Verletzung oder nach
(übermäßigem) Alkohol- bzw Substanzge-
brauch. Andererseits ausgenommen vom
Schutz des HeimAufG sind jene Personen,
die erst durch die bzw im Zusammenhang
mit der medizinischen Behandlung pflege-
und betreuungsbedürftig werden.10 Zu den-
ken ist da an Personen, die eine behand-
lungsnotwendige (Begleit-)Sedierung (auch
Sedoanalgesie, Narkose) erhalten. Da in die-
sen Fällen das HeimAufG nicht zur An-
wendung gelangt, ist auch das Prozedere
hierfür nicht einzuhalten.

ÖZPR 2018/55

Zum Thema

In Kürze
Das HeimAufG gilt grundsätzlich auch in Aufnahme-/Erstversorgungseinheiten und Ambulanzen von Krankenanstalten, soweit auch auf

diesen Abteilungen vorgesehen ist, dass an psychisch/kognitiv beeinträchtigen Patienten im Zusammenhang mit deren Beeinträchtigung

ständige Pflege oder Betreuung durch Mitarbeiter der Krankenanstalt im Bedarfsfall tatsächlich geleistet wird.

7RV 353 BlgNR 22. GP 7. 8OGH 8 Ob 64/10k. 9OGH 3 Ob 246/
06g. 10OGH Ob 162/09a.
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